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Da;; ös ter re i chi sehe Bei tri t t sve r f ah_ren_l))ld 

sein politisches Umfeld 

Zur politischen Unterstützung und Beschleunigung des Verfahrens 

im Zusammenhang mit der Ausarbeitung der Stellungnahme zu den 

Beitrittsanträgen ("avis") durch die EG-Kommission haben in der 

Berichtsperiode eine Vielzahl von formellen bzw. informellen 

Gesprächen, auch auf hoher politischer Ebene, stattgefunden. 

Hervorzuheben ist insbesondere der inoffizielle Besuch des 

EG-Kommissionspräsidenten Jacques DELORS in österreich am 

19.10.1990, bei dem es zu einem Gedankenaustausch mit dem Bun­

deskanzler und dem Bundesminister flir auswärtige Angelegen­

heiten geko~nen ist. Präsident Delors stellte eine zügige Be­

handlung des österreichischen Beitrittsantrags in Aussicht. Die 

EG würde bei einem Erfolg der Regierungskonferenzen keine 

Schwierigkeiten haben, den "avis" im ersten Halbjahr 1991 

fertigzustellen. Er betracllte ein "Europa der Vierzehn" als 

realistisches Konzept. Zur Frage der Politischen Union meinte 

Präsident DELORS unter anderem, daß es zu einer Art europä­

ischer Sicherheitsgemeinschaft kommen würde. 

weiters haben am 27. November 1990 in Brüssel die alljährlichen 

offiziellen Konsultationen zwischen dem Bundesminister für aus­

wärtige Angelegenheiten und dem für die AUßenbeziehungen zu­

ständigen EG-Vizepräsidenten Frans ANDRIESSEN stattgefunden. 

Im Rahmen dieser Gespräche stellte VP ANDRIESSEN fest, daß nach 

Überzeugung der EG-Kommission eHe Stärkung und Vertiefung der 

Gemeinschaften die Voraussetzung für die Aufnahme neuer Mit­

glieder sei. Das Bekenntnis Österreichs zu den Zielen der Euro­

päischen Union sei in diesem Zusammenhang jedenfalls sehr nütz­

lich. 
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Die Äußerungen von Vizepräsident ANDRIESSEN zum Stand der Ar­

beiten an der Stellungnahme der EG-Kommission sind im Kapitel 

"Österreich/EG - Avis-Verfahren" wiedergegeben. 

Zusätzlich zu den zahlreichen Kontakten mit der Kommission 

haben im letzten Vierteljahr 1990 eine Reihe von Gesprächen mit 

Vertretern der EG-Mitgliedstaaten stattgefunden. Diese Ge­

spräche haben die wachsende Offenheit in den Mitgliedstaaten 

bezüglich einer Mitgliedschaft österreichs bei den Europäischen 

Gemeinschaften gezeigt. 

Ein weiterer Schwerpunkt im zweiten Halbjahr 1990 lag darin, 

die Beziehungen zu dem Europäischen Parlament auf eine breitere 

Basis zu stellen. Dies ist ipsbesondere auch durch die Bster­

rei c hische Mission bei den Europäischen Gemeinschaften erfolgt, 

die ihre Informationsgespräche in Brüssel und Straßburg wesent ­

lich intensiviert und Plenartagungen in Straßburg regelmäßig 

wahrgenommen hat. Ziel dieser Bemühungen ist es, die Abgeordne­

ten des Europäischen Parlaments mit der Bsterreichischen Inte­

grationspolitik besser vertraut zu machen und sie von der Be­

deutung bzw. Nützlichkeit eines Bsterreichischen Beitritts zu 

den Europäischen Gemeinschaften zu überzeugen. 

In der Berichtsperiode hat Italien die EG-Präsidentschaft inne­

gehabt. Bekanntlich ist Italien eines jener Länder, das - auch 

aus seiner eigenen Interessenlage heraus - mit großem Engage­

ment für einen Bsterreichischen Beitritt eintritt. Dement­

sprechend hat Außenminister De MICHELIS als Vorsitzender des 

Außenministerrats darauf gedrungen, daß die Arbeiten an der 

Stellungnahme der Kommission zu den Bsterreichischen Beitritts­

anträgen beschleunigt for~geführt werden. 

In der Folge hat Präsident DELORS am 12. November 1990 im 

Rahmen einer Tagung des Rats "Allgemeine Angelegenheiten" über 

die Fortschritte und den Stand der diesbezüglichen Arbeiten 

berichtet. 
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rri:isident DELORS wies darauf hin, daß die technischen Vorbcrel­

Lungen soweit fortgeschritten seien, daß die Kommission Lien 

"zn/is" Mitte 1991 vorlegen könne. 

Ln Rat bestand allgemeine Übereinstimmung darüber, daß vor 

Ratifizierung der Vertr~ge zur Politischen Union bzw. zur wirt­

schafts- und Währungsunion keine Beitritte erfolgen seIlen. 

Diese Verkntipfung zwischen Zeitpunkt eines allfälligen Bei­

tritts und den beiden Regierungskonferenzen ist ein neues Ele­

ment. Bisher sind die Aussagen der EG lediglich dahin gegangen, 

daß Beitritte vor einer Vollendung des Binnenmarktes nicht er­

folgen werden. 

Allerdings ist davon auszugehen und ~lurde von höchster EG-Ebene 

als Zielsetzung vorgegeben, die beiden Regierungskonfercnzen so 

abzuschließen, daß die Ratifikation der neuen Verträge spät­

estens mit Verwirklichung des Binnenmarktes erfolgt. Damit er­

gibt sich keine Änderung der zeitlichen Perspektiven für den 

österreichischen Beitritt. 

Der Europäische Rat hat nunmehr in Rom am 14. und 15. Dezember 

1990 den Rahmen für die Politische Union als einen evolutiven 

Prozeß abgesteckt. Aus österreichischer Sicht erscheinen dabei 

~olqende Aussagen besonders relevant: 

- /\ls Ziele eine_I~meinsamen Außen- und SicherheLtJ3~~o_JLU;~ 

cl(;[iniert der Rat die Gewährleistung des Friedens lind del 

Lnternationalen Stabilität, die Entvliclclung von freunLi· 

:;chaftlichen Beziehungen zu allen Ländern, die Förc1erullq 

'ICH! Demokratie, RechtsstaatlichJ\eit und Achtunq clc~r 

!lcrlsc:hc=?nrechte sowie die Begünstigung der wirtscl1aftljclHor: 

Enb;icklung aller Nationen. 

- Der Rat ll_nterscheidet deutlich zwischen Sicherheits_~nQ 

"l.!::TtE:;j dj,g1l..ll.9iillO 1 i tj k. Un ter Siehe rhei t spo li ti k fallen 

demnach Themen wie Rüstungskontrolle, Abrüstung lind damit 
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zusammenhängende Fragen; KSZE-Angelegenhei ten; einschlägige 

in den Vereinten Nationen erörterte Themen einschließlich 

friedenssichernde Maßnahmen; wirtschaftliche und technische 

Zusammenarbeit auf dem Rüstungssektor; Koordinierung der 

Politiken für die Ausfuhr von Rüstungsgütern; Nichtweiter­

verbreitung von Nuklearwaffen. 

- In dem Passus über die künftige Rolle der Union in Vertei­

digungsfragen verweist der Rat auf die "herkömmlichen Posi­

tionen anderer Mitgliedsstaaten", eine Formulierung, die 

von vielen als Berücksichtigung der irischen Neut ralität 

aber auch des neutralen Status potentieller EG-Kandidaten 

verstanden wird. In diesem Zusammenhang hat Vizepräsident 

ANDRIESSEN in einem Pressegespräch festgehalten, "wenn ein 

Arrangement für einen neutralen Staat gefunden werden kann, 

warum nicht für andere". 

- Gleichzeitig hat der Europäische Rat festgestellt , daß die 

Zuständigkeiten der Gemeinschaft auszuweiten wären . Unter 

anderem nannte er die Soziale Dimension, die Verstärkung 

des Umweltschutzes, das Gesundheitswesen und eine auf mehr 

Sicherheit und Effizienz gerichtete Energiepolit ik. 

- Hinsichtlich der institutionellen Reform ist im Zusammen­

hang mit der demokratischen Legitimität der Gemeinschaft 

die Stärkung der Rolle des Europäischen Parlaments in den 

Vordergrund gestellt worden. (Ausweitung des Zustimmungs ­

verfahrens, Designation der Mitglieder der Kommission und 

ihres Präsidenten, Überwachung der Gemeinschaf tspolitiken , 

Petitions- und Untersuchungsrecht). 

Hiezu ist zu bemerken, daß Österreich im Vorhaben, im Rahmen 

der Politischen Union die politischen und demokrat ischen Dimen­

sionen der Gemeinschaft zu vertiefen, einen wichtigen und posi­

tiven Schritt sieht. Weiters begrüßt Österreich als Beitritts­

kandidat die Bestrebungen - wie bereits im Zweiten Bericht über 
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den Stand der österreichischen Integrationspolitik vom 11. Sep­

tember 1990 ausgeführt - den Binnenmarkt durch eine Wirt­

schafts- und Währungsunion zu ergänzen. 

Abschließend ist festzuhalten, daß der österreichische Integra­

tionskurs durch die Entwicklungen in Schweden - der Reichstag 

hat im Dezember v.J. an die schwedische Regierung die Aufforde­

rung gerichtet, noch 1991 einen offiziellen Beitrittsantrag zu 

stellen - sowie durch die in den ebenfalls neutralen EFTA-Mit­

gliedern Schweiz und Finnland in Gang gekommene Diskussion über 

einen eventuellen EG-Beitritt bestätigt wurde. 
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Österreich-EG 

"Avis"-Verfahren 

Im Rahmen des "Avis"-Verfahrens, über das zuletzt im 2. Bericht 

über den Stand der österreichischen Integrationspolitik vom 

11. September 1990 ein umfassender Überblick gegeben worden 

ist, konzentrierten sich die weiteren Anfragen der EG-Kommis­

sion auf die Bereiche Industriepolitik, Industrie, öffentliches 

Beschaffungswesen und Landwirtschaft. 

Expertengespräche über die Bereiche Umwelt- . und Verkehrspolitik 

fanden in Wien zwischenzeitlich statt. 

Umfangreiche Stellungnahmen bzw. Informationsmaterial wurden 

der EG-Kommission zu folgenden Industriesparten übermittelt: 

Elektro- und Elektronikindustrie, Glasindustrie, ledererzeugen­

de Industrie, Fahrzeugindustrie, Nahrungsmittelindustrie, 

Eisen- und Metallwarenindustrie, Maschinen- und 

Stahlbauindustrie, Stahlindustrie, Textilindustrie, Stein- und 

keramische Industrie, pharmazeutische Industrie, 

NE-Metallindustrie, Bekleidungsindustrie, Sägeindustrie, 

Erdölindustrie und holzverarbeitende Industrie. 

Die Fragebögen der EG-Kommission betrafen die staatlichen 

Preisregelungsvorschriften, die Nahversorgung, die Genossen­

schaften, die Beihilfen (regionale Innovationsprämie, andere 

regionale Beihilf~n, Beihilfen für Forschung und Entwicklung 

und so auch die wirtschaftsförderung der Bundesländer) sowie 

eine Übersicht über die österreichischerseits gewährten Steuer­

erleichterungen. 

Ein umfangreicher Fragebogen betraf insbesondere die Struktur 

und die Wettbewerbsposition der österreichischen Industrie (wie 

Produktionsstruktur und Beschäftigung, Produktivität, Investi­

tionen und Außenhandel); die industriepolitischen Maßnahmen 

III-23 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 7 von 34

www.parlament.gv.at



- 7 -

der Bundesregierung; die Rolle der Regierung in den Bereichen 

Erziehung und Ausbildung sowie bei der Verbesserung des Umwelt­

schutzes; eine Einschätzung der Chancen und Risken, die sich im 

Falle des EG-Beitritts Österreichs für die österreichische 

Industrie ergeben. Auch dieser Fragebogen konnte zwischenzeitig 

beantwortet werden. Weiters wurde die Situation in Österreich 

am Sektor Verbraucherschutz dargestellt und die österreichische 

Verbraucherpolitik erläutert. 

Die von der EG-Kommission auf dem Gebiet der Land- und Forst­

wirtschaft gestellten, zum Teil sehr detaillierten Fragen wur­

den zwischenzeitig ebenfalls beantwortet. Sie betrafen Obst und 

Gemüse, Ölsaaten und Getreide (hier die Lagerbestände)" Ferner 

die österreichische Weinbilanz, die Marktordnungsgesetze, das 

Landwirtschaftsgesetz, die Manteltarif- und Verwertungsverträge 

sowie die Richtlinien für Verbilligungsmaßnahmen im Inland. 

['it der Beantwortung der umfangreichen Fragebögen bzw. -kata­

lege in den Bereichen Industrie, Industriepolitik, öffentliches 

A:iftragswesen, Beihilfen, Land- und Forstwirtschaft war ein 

en8rmer Arbeitsaufwand verbunden. Dennoch konnten pralttisch 

dile 'Ion der EG-Kommission im Laufe des Jahres gestellten 

Fragen, sei es in Expertengesprächen, sei es durch die Über­

nllttlung von schriftlichem Informationsmaterial, beantwortet 

werden. 

Die interdirektionale Arbeitsgruppe der EG-Kommission hat un­

mittelbar vor den Weihnachtsferien getagt und dabei festge­

stellt, daß für die Redaktion der einzelnen fachlichen Ab­

schnitte des "Avis" sämtliche Konunissionsdienststellen über 

ausreichende Unterlagen von Österreich verfügen. Von der für 

Österreich zuständigen Fachabteilung in der EG-Kommission wurde 

gegenüber der Österreichischen Mission in Brüssel erklärt, daß 

Österreich alle von der EG-Kommission benötigten Auskünfte in 

zufriedensteliender und umfassender Weise erteilt hat; auch die 

Vertreter der Generaldirektionen "Binnenmarkt" und "Wettbewerb" 

zeigten sich von der gründlichen österreichischen Arbeit be­

sonders beeindruckt. 
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Die in der interdirektionalen Arbeitsgruppe vertretenen Kom­

missiondienste sind nunmehr mit der Redaktion ihrer jeweiligen 

"Avis"-Abschnitte befaßt. Die Generaldirektion Auswärtige Be­

ziehungen beabsichtigt, etwa Anfang März 1991 eine weitere Sit­

zung dieser Arbeitsgruppe einzuberufen, bei der die technischen 

Teile des "Avis" weitgehend zusammengestellt werden sollen. 

Anläßlich der Gespräche auf hoher Ebene, die der Bundesminister 

für auswärtige Angelegenheiten Dr. MoeK mit dem für die Außen­

beziehungen zuständigen Kommissionsmitglied ANDRIESSEN am 

27. November 1990 in Brüssel führte, erklärte letzterer, daß 

die Stellungnahme der EG-Kommission zu den österreichi schen 

Beitrittsanträgen ("Avis") bald fertig gestellt und - als wei­

terer Schritt - noch im Laufe des Jahres 1991 dem EG-Minister­

rat übermittelt werde. 
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E F T A - E G 

Verhandlungen über einen 

Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 

Im zweiten Halbjahr 1990 wurden die Verhandlungen über die Schaffung 

eines Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) intensiv weitergeführt. 

Hiebei haben sich als die zentralen Probleme der Verhandlungen die 

Fragen des Mitentscheidungsrechtes der EFTA, der EWR-Institutionen, 

und der Kohäsion, Landwirtschaft und Fischerei herausgestellt. 

Um ihre Entscheidungsautonomie zu wahren, war die EG von Anfang an 

nicht bereit, den EFTA-Staaten ein Mitentscheidungsrecht 

einzuräumen. 

Um zu versuchen, die bereits im Zweiten Bericht zum Stand der 

Integrationspolitik beschriebenen Auffassungsunterschiede zwischen 

der EG und den EFTA-Staaten im institutionellen Bereich zu 

überbrücken, trafen die Chefunterhändler beider Seiten am 

8./9.November 1990 in Muri bei Bern zusammen. Dort signalisierten 

die EFTA-Staaten der EG, daß sie bereit seien, auf permanente 

Ausnahmen von der Übernahme des "acquis communautaire" zu 

verzichten, wenn siChergestellt wird, daß ihre fundamentalen 

Interessen durch Schutzklauseln und Übergangs regeln gesichert sind, 

und unter der Bedingung, daß die EG der EFTA in den Fragen der 

Mitentscheidung und der Institutionen entgegenkommt. 

Im November übergab die Gemeinschaft der EFTA-Seite eine Liste von 

Agrarprodukten, für die die südlichen EG-Mitgliedstaaten der EG 

unter dem Titel der sozialen und wirtschaftlichen Kohäsion 

insbesondere Zollfreiheit und einen Abbau der mengenmäßigen 
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Beschränkungen verlangt haben. Diesbezüglich tritt Österreich 

für bilaterale Agrarverhandlungen und für eine ausgewogene Lö­

sung ein, die entsprechende Konzessionen der EG auf dem Gebiet 

der Landwirtschaft einschließt. Außerdem erwarten sich die süd­

lichen EG-Staaten entsprechende finanzielle Leistungen der 

EFTA-Staaten analog zu den bestehenden EG-Strukturfonds. Die 

EG hat noch keinen konkreten Vorschlag über den Umfang des 

Fonds gemacht. 

Gemeinsame EG-EFTA Ministertagung 

Um den festgefahrenen EWR-Verhandlungen eine neue Dynamik zu 

verleihen, wurde am 19.Dezember 1990 in Brüssel eine gemeinsame 

EG-EFTA Ministertagung, an der Außenminister MOCK, Wirtschafs­

minister Dr. SCHÜSSEL sowie Staatssekretär Dr. JANKOWITSCH 

teilnahmen, abgehalten. 

BMfaA Dr. MOCK wies in seiner Erklärung darauf hin, daß das 

Hauptziel für Österreich der EG-Beitritt ist, und daß der EWR 

als nützlicher Schritt in diese Richtung angesehen wird. 

BM Dr. MOCK forderte die Möglichkeit der aktiven Mitarbeit der 

EFTA-Staaten bei der Schaffung der neuen EWR-Normen sowie in 

der Komitologie. Er hob auch hervor, daß Österreich das 

"Ein-Säulen Modell" für die generelle und spezielle Uberwachung 

im EWR bevorzuge. BM Dr. MOCK sicherte zu, daß Österreich alles 

in seiner Macht stehende unternehmen werde, um den EWR-Vertrag 

vor dem Sommer 1991 abschließen zu können. 

Anläßlich der EG-EFTA Ministertagung vom 19. Dezember 1990 

konnte in der Frage der EWR-Institutionen eine teilweise Eini­

gung erzielt werden. Es soll ein EWR-Rat auf Ministerebene 

(a 20, d.h. umfassend die 12 EG-MS, die EG-K, die 6 EFTA-Staaten 

und Liechtenstein) errichtet werden, der voraussichtlich zwei­

mal pro Jahr tagen wird, um die politischen Richtlinien und 

Impulse für den EWR zu geben. 
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Für die laufende legislative und administrative Arbeit im EWR 

soll ein gemeinsames EWR-Organ geschaffen werden, in dem 

einerseits die EG und andererseits die EFTA-Staaten, die aber 

mit einer Stimme sprechen müßten, vertreten sind. Dieses 

gemeinsame EWR-Organ kann Entscheidungen nur mit Konsens 

treffen. Um einen solchen Konsens erarbeiten zu k5nnen, sieht 

die Gemeinsame E~klärung vom 19. Dezember 1990 vor, daß zu 

EG-Vorschriften, die auch EWR-Relevanz haben, Experten der 

EFTA-Staaten berechtigt sind, den gleichen Beitrag wie Experten 

der Mitgliedstaaten zu leisten. Die EWR-Vertragsparteien wollen 

sich verpflichten, durch einen kontinuierlichen Informations­

und Konsultationsprozeß zu einem gemeinsamen Standpunkt zu 

kommen. Auf jeder Ebene des Verfahrens können Anliegen, die 

die EFTA-Staaten besonders betreffen, zum Gegenstand von 

Beratungen gemacht werden (droit d'~vocation). 

Alle Versuche der EFTA-Staaten, 1n der Deklaration auch die 

Teilnahme der EFTA-Experten an EG-Komitees zu verankern, wurden 

von der EG-K abgelehnt, da diese dadurch eine stärkere 

Einmischung der EG-MS in die in die Kompetenz der EG-K 

fallenden ca. 2000 EG-Komitees befürchtet. Die EWR-Verhandler 

wurden in der Deklaration beauftragt, die noch offenen Fragen 

im ersten Halbjahr 1991 einer L5sung zuzuführen. 

Der identifizierte EWR-relevante "acquis" umfaßt zusätzlich zu 

Teilen des EWG-Vertrages ungefähr 1400 EG-Rechtsakte. Diese 

setzen sich aus etwa 160 Verordnungen, 820 Richtlinien, 120 

Entscheidungen, und 300 nichtbindenden Rechtsakten (z.B. 

EG-Empfehlungen) zusammen, was ungefähr 11000 Seiten in den 

EG-Arntsblättern entspricht. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß mit der 

gemeinsamen Deklaration der anvisierte "politische Durchbruch" 

nicht erarbeitet werden konnte. Diese Deklaration stellt aber 

eine Weichenstellung für die weiteren EWR-Verhandlungen dar, da 

unter dem politischen Druck der gemeinsamen Ministertagung doch 

einige wichtige Fortschritte, wie etwa bei den Schutzklauseln 

und der Einigung über die Bildung eines EWR-Rates, erarbeitet 

werden konnten. Außerdem ist diese gemeinsame Ministertagung 
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als eine Eröffnungsbilanz für den österreichischen EFTA-Vorsitz 

zu werten. Während dieses Zeitraumes wird Bundesminister Dr. 

SCHÜSSEL als Vorsitzender der EFTA-Staaten fungieren. 

Um wie vorgesehen den EWR-Vertrag bis zum Sommer 1991 

abschließen zu können, sollte für die noch offenen, schwierigen 

Verhandlungspakete womöglich bis Ostern 1991 eine 

einvernehmliche Lösung erarbeitet werden, um dann die 

EWR-Vertragstexte finalisieren zu können. Bereits am 1./2.März 

soll in Genf eine informelle Ministertagung zur Bewertung der 

EWR-Verhandlungen stattfinden. Die EFTA-Ministertagung in wien 

ist für 22./23. Mai 1991 vorgesehen. Am 24. Mai werden sich die 

EFTA-Regierungschefs ebenfalls in Wien treffen. Bundesminister 

Dr. SCHÜSSEL hat schließlich Vizepräsident ANDRIESSEN zu einem 

weiteren EFTA-Ministertreffen für den 24. und 25. Juni nach 

Salzburg eingeladen. 
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E G B 1 n n e n m a r k t 

Die Gemeinschaft ist dem sich gesetzten Ziel, einen EG-Irllands­

markt zu schaffen, der einen Raum ohne Binnengrenzen um[aßt und 

in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistunaen 

und Kapital gemäß den Bestimmungen des EWG-Vertrages gewÄhrlei­

s t e t ist, Z ,.; i sc he n z e i t i g wie der ein S t ü c k näh erg e komm c n. Mit 

der Genehmigung von mehr als zwei Drittel der im EG-Binnen~ 

!Jlarktprogramm vorgesehenen Maßnahmen durch den EG-Mini::öt:errLlt 

!:)j~~ht das Gerüst des EG-Binnenmarktes nunmehr in sein~L \~IE~~ent­

lichen Teilen. 

In dem Bericht "Vollendung des Binnenmarktes: Ein Raum ohne 

Grenzen" der Kommission vom 23.11.1990 an den EG-Ministerrat 

und das Europäische Parlament - der die Grundlage für diese 

Darstellung bildet - äußert sich die EG-Kommission optimistisch 

darüber, daß es d~n zwölf EG-Mitgliedstaaten gelingen werde, 

alle Rechtsakte fristgerecht bis Anfang 1993 in das innerstaat­

liche Recht umzusetzen. 

Die EG-Kommission weist darauf hin, daß in den letzten 15 Mona­

ten bei der Übertragung von Gemeinschaftsvorschriften in das 

innerstaatliche Recht erhebliche Fortschritte erzielt werden 

konnten. Im EG-Ourchschnitt seien die EG-Mitgliedstaaten ihren 

Pflichten zur Umsetzung zu über 70 % nachgekommen - gegenüber 

nur 30 % im August 1989. Dieser Fortschritt sei auch auf ein 

wacllsondes Problembewußtsein zurückzuführen. Wenn auch die 

rlehrzahl der Rückstände von den Mitgliedstaaten aufgehol~_ :~'er­

den konnte, so bestünden immer noch bedeutende Verzögerungen 

i;~i der Transformation von EG-Richtlinien in den innerstaaL­

lichen Rechtsbestand. 

III-23 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)14 von 34

www.parlament.gv.at



- 14 -

Die für die Beseitigung der Binnengrenzen notwendigen Maßnahmen 

können in zwei Gruppen eingeteilt werden, nämlich: 

1. Die Beseitigung der physischen und steuerlichen Grenzen (Ab­

schaffung der Waren- und Personenkontrollen, sowie der 

Steuergrenzen) und 

2. die Beseitigung der technischen Handelshemmnisse. 

ad 1: 

Zur Abschaffung der Warenkontrollen wäre folgendes zu bemerken: 

Im Bereich des Zollwesens wurden zwei grundlegende Maßnahmen 

verabschiedet, die mit 1.1.1993 in Kraft treten werden: 

- Das Transitregime für den innergemeinschaftlichen Warenver­

kehr wird aufgehoben; 

- Es wird davon ausgegangen, daß jedes, sich auf dem Gemein­

samen Markt befindliche Produkt den "Status eines Gemein­

schaftsproduktes" hat, wodurch die Ursprungskontrollen im 

innergemeinschaftlichen Handel überflüssig werden. Die Kon­

trolle der Ursprungszeugnisse für Erzeugnisse aus Dritt­

staaten an den Außengrenzen der Gemeinschaft werden jedoch 

nicht wegfallen. 

Im veterinären und phytosanitären Bereich wurden wohl Fort­

schritte erzielt, es gibt aber noch eine Reihe wesentlicher 

Schwierigkeiten. Sie liegen im Bereich der Abtretung von Kompe­

tenzen an die EGK und in den Funktionsgarantien der erstellten 

Regelungen. Um auf die Zweifel einiger EG-Mitgliedstaaten hin­

sichtlich des derzeitigen Vorhandenseins von Verwaltungskapazi­

täten bei der Durchführung der angenommenen oder noch vom 

EG-Rat anzunehmenden Richtlinien einzugehen, beabsichtige die 

EGK, eine Europäische Agentur für veterinärwesen und Pflanzen­

schutz einzurichten, die sich mit der Durchführung dieser 

Richtlinien befassen wird. 
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Was die beabsichtigte Abschaffung der Personenkontrollen an­

langt, seien Fortschritte in der Or9anisation der Arbeit fest­

zustellen. 

Auf diesem Gebiet wurde von den fünf Staaten, die dem Überein­

kommen von Schengen angehören, nämlich Deutschland, Frankreich, 

Belgien, Luxemburg und die Niederlande, Erfolge erzielt. Am 

19. Juni 1990 wurde das ÜbereinJwmmen zur Durchführung des Ver­

trages von Schengen vom 14. Juni 1985 unterzeichnet. Diesem ist 

am 27.11.1990 Italien beigetreten. 

Mit der Unterzeichnung einer Konvention über die Prüfung der 

Asylanträge durch 11 Mitgliedstaaten (außer Dänemark) ist ein 

weiterer Schritt für die Verwirklichung des "Europas ohne 

Grenzen" gesetzt worden. 

Damit die Personenkontrollen an den Binnengrenzen effektiv ent­

fallen können, muß neben der abschließenden Unterzeichnung und 

Ratifizierung des AbJwrnmens über die Prüfung der Asylanträge 

noch auf folgenden beiden Gebieten abschließende Arbeit ge­

leistet werden: 

- die Organisation der Kontrollen an den Außengrenzen (die Kon­

trolle an den Außengrenzen der Gemeinschaft muß überall nach 

den gleichen Modalitäten erfolgen und erfordert eine Ergän­

zung durch eine Koordinierung der Visapolitik) und 

- der Koordinierung und Konvergenz jener Politiken, deren prak­

tische Durchführung derzeit auf Grenzkontrollen basiert; ins­

besondere der Terrorismus-, Drogenbekämpfung und Bekämpfung 

der unerlaubten Einwanderung 

Im Rahmen der TREVI-Gruppe (Kooperation zwischen den für die 

Sicherheitspolitik zuständigen nationalen Dienststellen) und 

des CELAD (für die Drogenbekämpfung) besteht bereits eine 

EG-weite Zusammenarbeit. 
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Die Abschaffung der Personenkontrollen an den Binnengrenzen der 

Gemeinschaft erstreckt sich demnach auch auf Nicht-EG-Ange­

hörige. Der freie Personenverkehr von Nicht-EG-Angehörigen be­

inhaltet jedoch nicht zugleich eine Aufenthalts- oder Arbeits­

erlaubnis, selbst wenn eine solche Erlaubnis im Herkunftsmit­

gliedstaat bestehen sollte. 

Zur Beseitigung der Steuerschranken wäre zu bemerken, daß auf 

dem Gebiet der direkten steuern mit der Verabschiedung von drei 

Richtlinien im Juli d.J. ein weiterer Fortschritt erzielt wer­

den konnte. Diese sind: 

Die Fusionsrichtlinie; sie beinhaltet ein gemeinsames Steuer­

system für Fusionen, Spaltungen, Einbringung von Unter­

nehmensteilen und Austausch von Anteilen, die Gesellschaften 

verschiedener EG-Mitgliedstaaten betreffen; 

- die Mutter-Tochter-Richtlinie über das gemeinsame steuer­

system der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 

Mitgliedstaaten; 

- das Übereinkommen über die Beseitigung der Doppelbesteuerung 

im Falle von Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unter­

nehmen. 

Das Zieldatum für die Vollendung des Binnenmarktes Ende 1992 

hängt mehr und mehr von der Abschaffung der steuerlichen Gren­

zen ab. Zwar hat s~ch der EG-Ministerrat verpflichtet, bis 

31.12.1992 für die Mehrwertsteuer und für die Verbrauchssteuern 

ein Erhebungssystem einzuführen, das mit der Beseitigung der 

Grenzkontrollen vereinbar ist. Bisher ist jedoch noch kein kon­

kreter Beschluß ergangen, obgleich dem Rat alle Vorschläge der 

EGK vorliegen. Die EGK hat insgesamt 16 Vorschläge zu den in­

direkten Steuern vorgelegt (Annäherung der Mehrwertsteuer- und 

Verbrauchssteuersätze, zur Harmonisierung der Steuerbemessungs­

grundlage und zu den Warenverkehrsregelungen). Eine politische 

Einigung betreffend die während der Übergangszeit von 1993 bis 

1996 zu treffenden Regelungen sei bereits erfolgt. 
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Die EGK bedauert insbesondere, daß der EG-Ministerrat die Über­

gangsmaßnahmen für die Steuerfreibeträge bisher nicht genehmigt 

hat, mit denen ab Jänner 1990 neue Erleichterungen im Personen­

verkehr hätten eingeführt werden können. Diese Verzögerung sei 

aus Sicht der EGK umso bedauerlicher, als besonders die Höhe 

dieser Steuerfreibeträge seit Juli 1989 gleich geblieben ist 

(390 ECU), obwohl sie mit steigender Tendenz angehoben werden 

müßte, um die Abschaffung der Steuerfreibeträge zum 1.1.1993 zu 

erlauben. Außerdem trage der Verzicht auf ihre Erhöhung nicht 

dazu bei, den Druck auf die erforderliche Annäherung der Mehr­

wert- und Verbrauchssteuern zu erhöhen. 

ad 2: 

Auf dem Gebiet der technischen Hand~lshemmnisse ergibt sich 

derzeit folgender Sachstand: 

Hier erwarte sich die EGK - auch wenn dem EG-Ministerrat noch 

44 Vorschläge zur Entscheidung vorliegen - nur bei einer rela­

tiv geringen Anzahl von Vorschlägen größere Schwierigkeiten. 

Bei den technischen Vorschriften steht die letzte Phase der 

Arbeiten in den Bereichen Kraftfahrzeuge und Arzneimittel noch 

aus, doch dürften die Arbeiten im Laufe des Jahres 1991 abge­

schlossen werden. 

Auch auf dem Gebiet der Finanzdienstleistungen ist mit der 

Liberalisierung des Kapitalverkehrs, dem freien Zugang zu den 

Börsen und dem freien Verkehr der Bankdienstleistungen sowie 

(nach und nach) auch der verschiedenen Versicheruhgsdienstlei­

stungen das gesteckte Ziel erreicht. 

Hinsichtlich der Banken wurde der Binnenmarkt durch bereits 

Ende 1989 getroffene Entscheidungen durch folgende Prinzipien 

so gut wie gesichert: 
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die Zulassung einer Bank in einem EG-Land berechtigt ohne 

erneute Zulassung zur Errichtung von Zweigstellen in 

anderen EG-Ländern; 

- die Möglichkeit der grenzüberschreitenden Erbringung von 

Bankdienstleistungen. 

Die Bemühungen zur Liberalisierung des Versicherungssektors im 

Jahr 1990 schlugen sich vor allem in der Annahme der zweiten 

Lebensversicherungsrichtlinie und im Vorschlag zur ,dritten 

Nichtlebensversicherungsrichtlinie nieder. 

Erstere bestimmt, daß sich ein Versicherungsnehmer auf eigene 

Initiative an einen in einem anderen Mitgliedsstaat niederge­

lassenen und dem Aufsichtsrecht dieses Staates unterliegenden 

Versicherer wenden kann. Ein Versicherungsnehmer agiere auch 

dann als Initiator, wenn er sich an einen inländischen Ver­

mittler wende, um Auskünfte über die Versicherungsverträge ein­

zuholen, die vom ausländischen Versicherungsunternehmen ange­

boten werden, oder um über diesen Vermittler beim ausländischen 

Unternehmen schriftlich eine Verpflichtung einzugehen. Überdies 

sollen "Gruppen" für ihre Mitarbeiter oder Mitglieder Lebens­

versicherungsverträge im Ausland schließen dürfen. 

Letzterer strebt analog zur zweiten Bankenrechtskoordinierungs­

richtlinie nach der "Single Licence" für Nichtlebensversiche­

rungen und ihrer Heimatkontrolle. Zur Wahrung der Wettbewerbs­

gleichheit spezifiziert er vor allem die Anlagen technischer 

Rücklagen, klärt die Kontrolle der Aktionäre, sucht aber auch 

die Genehmigung von Versicherungsbedingungen bei grenzüber­

schrei tenden Diens'ten abzubauen. 

Zum öffentlichen Auftragswesen wäre zu bemerken, daß das Ge­

meinschaftsrecht noch vor kurzem eine Unterscheidung zwischen 

herkömmlichen und ausgeschlossenen Bereichen getroffen hat. Der 

sogenannte ausgeschlossene Bereich umfaßte die Sektoren Wasser, 

Energie, Verkehr und Fernmeldewesen. Ferner wurde eine Unter-

III-23 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 19 von 34

www.parlament.gv.at



- 19 -

scheidung zwischen Liefer- und Bauaufträgen einerseits und dem 

Dienstleistungsbereich andererseits getroffen. 

Der sogenannte herkönunliche Bereich war bereits seit längerer 

Zeit Gegenstand von Gemeinschaftsregelungen. Der bisher ausge­

schlossene Bereich wurde im September 1990 in das Gemein­

schaftsrecht einbezogen. 

Zur Zeit ist bereits Gemeinschaftsrecht: 

a. Baukoordinierungsrichtlinie, 

b. Lieferkoordinierungsrichtlinie, 

c. Rechtsmittelrichtlinie zur Baukoordinierungs- und Liefer­

koordinierungsrichtlinie, 

d. Entscheidungen betreffend die Einsetzung des "Komitees für 

das öffentliche Auftragswesen", 

e. Sektorenrichtlinie für die Bereiche Wasser, Energie, verkehr 

und Telekommunikation. 

In Ausarbeitung bzw. Beratung stehen: 

a. die Rechtsmittelrichtlinie zur Sektorenrichtlinie, 

b. die Dienstleistungsrichtlinie. 

Durch die Annahme der' Richtlinie über das ILtlqelllej,ll~ ~lJfellt-­

lLaltsrecht für Studenten, Rentner und andere nicht Erwerbs­

tätige in den EG-r1itgliedstaaten im Sommer d.J. durch den 

EG-Ministerrat wurde auch für diesen Personenkreis die Nieder­

lassungsfreiheit verwirklicht. Diese Personen müssen kranken­

versichert sein und über ausreichende finanzielle r1ittel ver­

fügen, damit sie nicht auf soziale Hilfe des Gastlandes ange­

wiesen sind. Studenten erhalten eine besondere, jährlich ver­

längerbare Aufenthaltserlaubnis. Sie müssen eine Inskriptions­

bescheinigung vorlegen. Im übrigen genügt eine persönliche Er­

klärung, daß sie über ausreichende finanzielle r1ittel verfügen. 
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Für Rentner und andere nicht Erwerbstätige ist die Aufenthalts­

erlaubnis jeweils auf fünf Jahre (mit Verlängerungsmöglichkeit) 

begrenzt. Sie müssen den Nachweis einer Rente bzw. ausrei­

chender eigener finanzieller Mittel erbringen. 

Dem EG-Ministerrat liegt zur Zeit ein geänderter Vorschlag für 

eine Richtlinie über eine zweite allgemeine Regelung zur Aner­

kennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung einer 

bestehenden Regelung vor. 

Diesem Vorschlag zufolge soll die erste allgemeine Regelung zur 

Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise im Zusammenhang 

mit reglementierten Berufen, für deren Ausübung ein mindestens 

dreijähriges Hochschulstudium erforderlich ist, ergänzt werden. 

Der Vorschlag sieht ein paralleles Anerkennungssystem für 

reglementierte Berufe und Tätigkeiten vor, für die entweder 

eine Hochschulausbildung von weniger als drei Jahren oder eine 

an Sekundarschulen erworbene Ausbildung erforderlich ist. Er 

sieht außerdem Verbindungen zwischen den beiden Systemen vor, 

damit dem Umstand Rechnung getragen wird, daß manche Berufe 

gegebenenfalls in einem EG-Mitgliedstaat unter das erste System 

und in einem anderen EG-Mitgliedstaat unter das zweite System 

fallen. 

Auf dem Gebiet des geistigen Eigentums konnten zwar bedeutsame 

Richtlinien verabschiedet werden, zentrale Entscheidungen über 

das Gemeinschaftspatent, EG-Warenzeichen oder über biotechnolo­

gische Patente und Pflanzenzüchtungen stehen noch aus. 

Im Bereich des Gesellschaftsrechts habe trotz des beachtlichen 

Erfolges bei der Einführung erster Gemeinschaftsmaßnahmen, die 

bestimmte doppelte Belastungen der Unternehmer überwinden 

halfen, die Instrumente für die Zusammenarbeit der Unternehmen 

erst zu einem Teil verwirklicht werden }tönnen. Die EGK dränge 

daher auf eine rasche Verabschiedung des Statutes der Europä­

ischen Aktiengesellschaft und der Regelung für Unternehmenszu-
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sammenschlüsse (lO.Richtlinie), der Regelung für die öffent­

lichen Übernahmeangebote (13.Richtlinie) und der Richtlinie 

über den Verlustvortrag. 

Auf dem Verkehrsektor seien trotz großer Fortschritte in den 

Bereichen Güterkraftverkehr und Luftverkehr die bisherigen Maß­

nahmen unzureichend, weil sie noch unvollständig sind und vor 

allem, weil sie nicht von entsprechenden Maßnahmen für den Per­

sonenkraftverkehr, den Seeverkehr und den Binnenschiffsverkehr 

begleitet sind. Außerdem könne in keinem dieser Bereiche die 

Normsetzung vom einwandfreien Funktionieren der Infrastruktur 

im Rahmen von transeuropäischen Verkehrsnetzen getrennt werden. 

Im ersten Halbjahr 1990 hat der EG-Ministerrat auf dem Gebiet 

der Telekommunikation wichtige Entscheidungen getroffen, so den 

Beschluß über die Richtlinie zur Verwirklichung des ~LQn~_n­

marktes für Telekommunikationsdienste: Für alle Dienste - außer 

dem normalen Telefon - soll der Netzzugang geöffnet werden 

(Open Network Provision). Unabhängige Unternehmen sollen im 

Rahmen dieses Systems in die Lage versetzt werden, im Fern­

meldenetz mit den öffentlichen Anbietern zu konkurrieren. Wei­

ters wurde ein Beschluß über die Richtlinie zur Rechtsanglei­

chung bei Endgeräten der Telekommunikation (z.B. Telefon, Tele­

fax, Fernschreiber) gefaßt, wonach es in Zukunft möglich sein 

wird, Geräte, die auf der Basis einheitlicher (europäischer) 

Spezifikationen in einem Mitgliedstaat zugelassen sind, ohne 

erneute Prüfung oder Zulassung auch in allen anderen Mitglied­

staaten zu vertreiben und anzuschliessen. 

Die EG-Kommission hat ein "Greenpaper on the Development of 

European Standardization: Action for Faster Technological Inte­

gration in Europe" vorgelegt. Dieses Dokument legt die Vor­

stellungen der EG-Kommission über die Organisationsstruktur, 

Finanzierung, Politik und Praxis der europäischen Normung dar 

und dient der Diskussion über die Gestaltung der zukünftigen 

europäischen Normungsarbeit. Erste Reaktionen der Mitglied­

staaten zu diesem Grünbuch seien zum Teil kritisch ausgefallen. 
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Nach Meinung der EG-Kommission sei die Irreversibilität,des 

EG-Binnenmarktes noch nie so offensichtlich gewesen wie heute: 

dem gemeinsamen Willen zur Verwirklichung des binnengrenzfreien 

EG-Inlandsmarktes entspreche eine außerordentliche wirtschaft­

liche Dynamik, die sich in der regelmäßigen Zunahme der Produk­

tion, der Investitionen und der Schaffung neuer Arbeitsplätze 

widerspiegle. 

Anhang: Gemeinsame Erklärung EFTA-EG-Ministertreffen 19. Dezem­

ber 1990. 
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Anhang 

E'JG - EITA 

Brüssel. den 19. Dezember 1990 

11029/90 (Presse 239) 

Ministertreffen der Europiischen Gemeinschaft 

und ihrer ~itgliedstaaten mit den Ländern der 

Europäischen Freihandelsassoziation 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG 

Die Minister der Mitgliedstaaten und der Kommission der Europäischen Gemein­

schaften sind am 1? Dezembe, 1990 in 8rüssel mit den Ministern der Mitglied­

staaten der ~uropäischen F:eIhandelsassoziation und Liechtensteins zusanunen-

getreten. 

Den Vorsitz der ra~ung ~ührten - für die GemeInschaft - der Minister für 

auswärtige Angelegenheiten [taliens ~nd amtierende Präsident des Rates der 

Europäischen Gemelnschaiten. ;~err Gianni. de Hichelis. 'Jnd - für die 

EfTA-Linder - ·Jer Bundesrat c:nd ?riisidcnt des ErT.\-Rates. 

Herr Jean-Pascal Delamuraz. Jie KommiSSIon der Europäischen Gemeinschaften war 

durch ihren ~räsidenten. Yerrn Jacques Delor~, sowie durch den VizepräsIdenten 

Herrn Frans hndricssen vertreten. )ie Liste der an der Tagun~ teilnehmenden 

:-linlster ist beIgefügt. )er /]ener;:üsekretär der EFTA. Her .... Georg Reiseh, · ... ohnte 

der Tagung ebenfalls bel. 

Die Teilnehmer ~~rabschiede[en die nachstehende gemeInsame Erklärung: 

11029/90 (Presse ~3? - GI ü - 1 -

JlI~"e<l'Pfl<' lI\Jp d~ In \.0' ! 70 . 1 ()~A ßllIsspl 
n'lim. 2J4ti2J! . 2J46J 19·234/;808·· TeleTax : 2348026 
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Im Sinne des auf ihrer letzten gemeinsamen Tagung in Aussicht genommenen 

politischen Dialogs beurteilten 1ie Minister die Entwicklungen in Europa sowie 

Jen Stand ~er laufenden Verhanalungen zwischen der Gemeinschaft und den 

EFTA-Ländern über ein Abkommen zur Venollrklichung des Europäischen 

Wirtschaftsraumes (EWR). 

Sie hoben hervor, dass seit ihrer letzten Tagung vor genau einem Jahr Europa den 

tiefgreifendsten Wandel seiner j~ngsten Geschichte erlebt hat. Die politischen 

und wirtschaftlichen Reformen in Mittel- 'lnd Osteuropa und die Einigung 

Deutschlands haben im Rahmen des ~SZE-Prozesses erstmals in diesem Jahrhundert 

für alle Europäer die Aussicht auf eine neue und dauerhafte Ära von Frieden, 

')emokrutie, Achtung der ~len!;;chenrechte, '..-trtschaftlichem wohlstand und sozialer 

Gerechtigkeit erciffnet. 

In Anbetracht ::ler schwierlgen ',.irtscl1ilft! ichen Lage in den Ländern Mittel- und 

Osteuropas, die 50w,jetunlon eingeschlossen, erachteten die Mlnlster eine 

verstärkte Solidarltät mit diesen Ländern und ihren Vcilkern für dringend 

e rforderlich. Jie lünister :<a:r.en überein, die gemeinsame Aktion im Rahmen der 

Gruppe der 24 ~ie auch in anderen Foren fortzusetzen und ihre Bemühungen um 

Stärkung der Handelsbezienungen ~nd der Zusammenarbeit mlt diesen Ländern eng zu 

koordinIeren. 

Sie bestätigten, Jass sie den b2vorzu~ten Beziehun~~n zwischen der Gemeinschaft, 

ihren Mi tglledstaaten :lnd cen EFTA-Läi1de rn, 'i.i.e cut' :jer geographischen Nähe, 

:radltlonelle~ g~melnsamen werten und der europäischen Identität beruhen, ~ohe 

Priorität beImessen. Sie hoben den wichtigen Beitrag nervor. den der EWR als 

konKreter Ausdruck dieser Bezlehungen i ~r ~ie Errichtun~ der neuen europäiscnen 

',rchltektur i~isten · .. t.irde. Sie ~etont<~n in diesem Zusammenhang die Bedeutung 

einer ~eiteren Ent~icklung der EuropäIschen Gemeinschaft im Interesse 

'Jesamteurooas, 

11(29/91) (Presse 239 - Cl D - 2 -
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Unter Hinweis auf ihre gemeInsame Erklärung vom Dezember 1989 bekräftigten die 

Minister daher ihren festen pOlitischen Willen zum raschen Abschluss eines 

umfassenden und auf dem Grundsatz der Gleichheit beruhenden EWR-Abkommens, das 

fur alle ParteIen die grösstmöglichen gegenseitigen VorteIle wie auch den 

globalen und ausgewogenen Charakter ihrer Zusammenarbeit gewährleisten sollte. 

Nach Kenntnisnahme von den BerIchten über den jeweIligen Verhandlungsstand 

stellten sie mit Befriedigung fest, dass seit der Eröffnung der EWR-Verhand­

lungen am 20. Juni 1990 beträchtliche FortschrItte erzielt wurden, und sie 

begrussten, dass in mehreren wichtigen Fragen schon eine starke Konvergenz der 

Auffassungen erreIcht wurde. Sie erkannten weiterhin an, dass in anderen 

wIchtIgen Punkten die Verhandlungen noch nIcht weit genug gediehen sind und 

weItere Arbeit erforderlich machen. Sie nahmen zur Kenntnls, dass die Voraus­

setzung für eIne endgültige Einigung darln besteht, dass für alle Verhandlungs­

punkte sowohl auf sachlicher als auch auf institutIoneller Ebene eine beider­

seltig akzeptable Lösung gefunden und eIn Gesamtgleichgewicht der Rechte und 

Pflichten erreicht wird. 

Sie nahmen mlt Genugtuung zur KenntnIs, dass die gemelnsame Bestandsaufnahme des 

eInscnläglgen Gemeinschaftsrechts, das als gemeinsame Rechtsgrundlage für den 

frelen Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehr in das 

EWR-Abkommen zu Integrieren , .... äre, ' .• ei tgehend abgeschlossen 1st. Das betreffende 

Gemeinschaftsrecht umiasst ausser den eInschlägigen Teilen des EWG-Vertrags ca. 

1 400 Rechtsakte. Zur VerVOllständIgung der Bestandsaufnahme des einschläglgen 

Gemelnschaftsrecnts für eInlge 8ereiche sind noch weitere Anstrengungen 

erforaerlich. Die MInlster forderten Ihre Verhandlungsführer auf, slch aktlv um 

Jle LJsung der nocn offenen Fragen zu bemuhen. 

1102';1/90 (Presse 239 - (;) D - 3 -
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Die Notwendigkeit der Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen. für den 

gesamten EWR wurde hervorgehoben. Zu dem genannten Zweck sollten die EWR-Wettbe-· , 
werbsregeln die einschlägigen Artikc~ des EWG-Vertrags als Grundlage haben und 

bel ihrer Anwendung EWR-weit zu denselben Ergebnissen r~hren. Die Minister 

nahmen zur Kenntnis. dass die Verhandlungsführer bei ihrer Arbeit gegenwärtig 

'.'on .:Jer ~YPolhese ausgehen, r.lass eine unabhängige EFTA-Struktur für die Anwen­

dun~ der ~ettbewerbsregeln geschaffen wird. die mit gleichwertigen Befugnissen 

und ähnlichen Aufgaben wie die EG-Komnllsslon zu betrauen wäre. Für die Anwendung 

eines derartigen Systems müssen Lösungen für folgende Fragen ausgehandelt 

werden: Wie ist die jeweilige Rolle dieser beiden Strukturen festzulegen, wie 

ist eie Zusammenarbei t zwischen ihnen zu gestalten und \-,elche Rolle .t.s't für die 

Gerlchtsinstanz vorzusehen? 

!n bezug auf die Problembereiche im Zusammenhang mit der Anwendung d~s Gemein­

schaftsrechts unterstreichen die Minister das Ziel, die Gewäh~leistung eines 

hohen Schutzniveaus in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit und Umweltschutz mit 

dem frelen Warenverkehr in Einklang zu bringen. Sie forderten die 

Verhandlungsführer 3uf. sich um geeignete Lösungen auf pragmatischer und den 

Einzelfäll~n P.echnung tragender Grundl~ge zu bemühen. 

Dle MInIster betonten ausseraem die Notwendigkeit weiterer Fortschritte auf den 

Gebleten des Verkehrs und des frelen Personen- und KapItalverkehrs: sie nahmen 

J3bel jedoch zur KenntniS, r.lass der Standpunkt der EFTA-Länder in bezug auf die 

~cigllchkeit einer R~cknanme der Antr~gc auf ständige Abweichungsregelungen SIch 

·..,el terentwickel t hat, und SIe nahmen ausserdem Kenntnis 'Ion den laufenden 

bilateralen Verhandlungen ~ber den Transitverkehr. 

~l~ nahmen zugleIch zur KenntnIS. dass ~n der Frage der Sehutzmechanismen inzwl­

:;e nen tleträchtliche ~""' ns::hritte '=TZll:: lt ',oiuraen :lnd dass die Vp.rhandlungsführer 

~e l lnrer Arnelt ~un davon ausgenen, ~ass die Hauptm~rkmale dieser S~hutzmecha­

nlsmen wle folgt seIn SOllten: ~ach liotliizl erung und Konsultatlon mit dem Ziel 

'!lner beiderSeltl~ anne~mbaren Lösung ~lnseltigc Auslösung angemessener Schutz­

massnanmen. jle uas FunktionIeren ~es Abkommens 90 ~enlg wle mögl:ch beeinträch­

: ~~(:n \Jnd cer libenoJacllung L:n(] ~erlchtlichen ! .iberDrüfl!n~ Imterlie~en. wobei unter 

i-::nhaltll:1g ents~I ' echender \/errilhr~n c..ngeme:;sene l\usgl~tchsmassnahmen möglich 

,anu . Si~ tc.rderten ~lle Vernandlungsruhrer auf, lhre ArbeIt im Zusammenhang rollt 

d!e:;en Frügen ZÜglg fortzusetzen. 

!!t)29/<;lO (Presse .;39 - ,;) D 
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Die Minister stellten fest, dass bestimmte Bereiche, die für den umfassenden und 

ausgewogenen Charakter des Abkommens wie auch für die Gewährleistung eines 

Gesamtgielchgewlchts der Vorteile für die einzelnen Partelen von entscheidender 

üedeutung sind, nocn grössere Verhandlungsanstrengungen erfordern. Dies gilt 

lnsbesondere für die Fiscnerel. Weitere fortschrItte sind auch 1m BereIch dei' 

Landwlrtschaft erforderlIch. 

I n bezug auf die Zusammenaroel [ ausserhalb der v 1er Freihel ten (f lcmkieren(J[, und 

llurizontale Politiken) betonten die Minlster, dass das EWR-Abkommen elne feste 

RechtsgruneHage für eine Ilmlassende und dynam1sche Zusammenarbelt bH;:cn :3011te. 

~usscrdem sollte es auch dle Entwicklung von Aktionen von gemelnsamem !nteres~e 

fordern. D1e Minister hoben die Erhaltung, den Schutz und dle Verbess~~u~g der 

Umweltqualitit als gemeinsames Ziel hervor. 

Die Mlnlster kamen überein, dass die Verhandlungen nun 1m Sinne der Suche nach 

::mgemessenen Hitteln und wegen zum Abbau reglonaler wlrtschaftlicher ulld 

soz1aler Ungleichheiten 1m EWR-Rahmen ZÜgig fortgesetzt werden sollten, damit 

insgesamt ein Gleichgewicht der Vortelle fur alle Vertragsparteien gewährleistet 

WIrd. 

DIe Fragenkompiexe Stahl, ~nergle. Antldumplng-Regeln und Ursprungsregeln mussen 

noch weiter geprüft werden. 

Die Minister rlefen In Erinnerung, ~ass die intscheidungsautonomle der Partelen 

~oll gewahrt bleiben sollte und dass Verfahren vorgesehen werden müssten, 

~lttels welcner Sich Ule 2er~cKslcntlgung ihrer Auffassungen effektiV gewahr-

.'~l sten ~clSS:, ';0 ,JilSS :Jei Jescnl'..!ss'"f, oezugl ~cn des E\~R die Jleroelluhrung t~lnes 

(0ns~nses er!elcn[er~ ~lralno Sie ~[el1ten rest, Jass in den rechtlichen und 

D 
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r:s ~t>s tane Sln';e rnehmen ~2.rüber. dass den Sachv~rständ igen der Vertragsparteien 

~lel~he Mcigllchke~ten für ~lne Mitwirkung bei der Erstellung von EG-Vorschlägen 

'ur ~eue Decr.' svcrschr:-.::'ten '.~ für jen EIo'R belangvollen Bereichen gehoten werden 

::'~c;t~,11m[ ":;t. '11 <:;utern '~Lw~;':n cln gemeInsames Einvernenmen nell>elgPllihrt !'.erd. 

"lLe[~ t"L 11.2S"f"'. ",0::/'S5 öle :10iSllchkel:'. JederzeIt unu Lwf JeJer' Ebellf' -

-;2, .. -'; .... i2r("!11rch ::::us:!t~ll~~'hp Verzögerunt?en be'Nirkt '" ... erden - ,:!n /:',L~:"[;Crl ;:llr 

,,'·f'o.c;~e :::~ ::"·','qer. ("::VCr:zHlon5recllt" I. :3esC[1]'.issc auf !::'..'H-Loel\e ";0.[.':1 llJCli dein 

':c::"C:~::::;;l:1ziiJ :-:U -::1::isen. 'vobel .He Ef'I',3,-L;}naer mlt eIner Stlfmnc spre";;en 

iu:,jr'!l, J(l~J l::(~ ';'(]I-cofC"fil1en Cl,~schi,jsse wi.ir:'1en (jen Chari1Ktpr örf,'nrl: '111'11 t.°c!lt:.; 

>::ll:<:,111:; :l.n den I':''';Hti:; 'OGlr:l\er! 1St nicht ertorder'[lcn. idle Vertra."sp,": "',cn 

oilt,::,: ele EwR-RF!g"ln '.0 d~r '.;else zur Anwendung brlngen, Jass SIe ;,11:, tkrnoge­

:Lt'}:,sgnl:Joen r1t"aci:~~~h ':"-iq-'velt .cur selben Zelt anwenabar' ·"'erden. I.:U idiinal)-~ 

'" r '° 0 1:; 2n '" L ne I' -:;~. ~;c ocnPfn' .:ll ~ 5 n 1 eh t :;us [ ilndc-<ornmende n ein I gung tibe t neue 

~r:Janalun~en scattf~ncen. 

).e ~1111~ter betonten weIterhIn 11e ~lchtl~kelt eIner 2eCntscinheit der EWR­

",~lSe'n. ";0 'Jass cLlzE:icersont:>n clOG ' .... lrrs';nartssub.jeKten c\.JR-weit EI.'R-i-\cgeln mIt 

','~',~.1":r qe~~.rc;''''l:-,(Ur.2: ,0rti.:10<:n c:.nd <;lelc:he !3eulnl;un~en ~,nd Gieichbenandlung 

:rw~l·ten k6nn~n ~ie ~inister betonten Ln ~ieser HinSIcht lnsbesonaere die aus­

cnL'-'.ggebende Bedeutunl5 p;i!er :;:'.!?-'~ei: ~lelch starken und zuverl'isslgen Uber-

".nlHl~ '.I!V.' ','"1.1,, t- r"'c!<un'-! ',JilS -ln 'JLr',samec: ':',JR-iiber',;;o,cnuno:ss''i\'stem lind e ~nf' 

:~\.h .. {-(~ .. ~rlCh[s:nstanz ~r.Jc~ L~i~r't". 
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Die institutionellen Einrichtungen für den Beschlussfassungsprozess werden 

folgenaes umfassen: 

~inen ~WR-Ra~ jest2hend aus ,jen Mitgliedern des EG-Rates, Mitgliedern der 

EG-i<ommlSSlG:1 ~;;").(; .'11:11:: "ern der SITA-Länaer. Jer insbesonaere ':eranh.rortlich ist 

tur 

- d12 allgemeInen ~olitlschen ~~itlinlen und !~Itiativen; 

- eIe \~esamtt::eurT_eil'..ln~ des ?\lnJ~[ ionlerens und der t:nt\oJlcklung des Abkommens. 

·~;.nscllll~SSl:c.l -::er .'1og11cI~;(el t. ~r!'crderllchenlall~ 2111 i,nliegen zur Sprache 

~ln ~emelnsames ~JR~l;cem1um mIt Ver2ntwürtun~ ~~r SIe Umsetzung und Anwendung 

;es ,~oJ.~cmme!1S ~lnscnlie:3_'L ~,;:, cer 'Jen [\.IR betre!fenaen 2esc:llusse, .Jie 1m 

:<on:sens\,Ie!5e ~'Hsc:nen jer~G i;l1!erselts end den "Ut eIner StImme sprechenden 

t:?'?\-:"ande!n ":-.uerersei~s <:'..l :.':.:.ssen SInd. 

~r~anai~ng3iuhrer ~u~,~ie LDrl~en noch offenen 

• r::>-5<:n lm fEn~~:~.( :'Lir eu,e :~mias3el:ce ~inl2,iJIlg ~aer ale :~odalltäten des 

':',:;;;- -:S '.:.11.135 ~ "l::;;;'~r:~s';er: ::'11r3n3 :::-..: .~IGr·en. Ion jen :::'~-Ausscnussen ubernommene 

" 

td2S(',n :3i:;;1C Z'j LltenslVleren. 

c - 7 -
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ANLAGE 

Die EFTA-Länder waren wie folgt vertreten: 

SchweIZ 

Herr J.-P. CELAMURAS 

Herr R. :EL3ER 

Herr ~ BLANKART 

:ierr .\lOIS ~tOC:~ 

Herr.olfgans ::iGIUSSEL. 

~er, ?et2r JA~KCVITSCH 

,~er, :=~r:tl ?IIASIO 

Her, \e 1 iSUNDB,\C:: 

------------- ---
. 102~/90 :~r'nsse ~2~ 

. , 
- \.J J 

Bundesrat, Vorstener jes Eidgen6sslschen 
Volkswirtschaftsdepartements und amtierender 
PräSIdent der Surooäischen FreIhandels­
assoziation 

9undesrat, Vorsteher des Departements für 
auswärtIge Angelegenheiten 

~taatssekretir uno DIrektor des Bundesamtes 
;Gr AUSSenWlr[3C~31t 

~u~aesmlnlster tur ~usw~rtlge AngelegenheIten 

3unaCSfTltnL,ter rur ilrtschattliche 
.'.nge !f~~~",nhel ten 

3taatsSeKretrir t~r Europalragen 

!inlSIer . -', :,us'·,art l~e Angelcgennel ten 

'·!in15[2[' [Cl, '.ussennanaeL 

;'ate,staatsseKretir. 'llnlsterium {ur 
Qus~a~t:ge An~ele~ennelten 

'lr. i .::;:"" "~r .c.us;.yartlge :··.ni'etegennelten und 
,,] 5 5 J:! nn;:ll:ce ! 

tlnlS~2r:~m r~r auswartige 

J - El -
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Norwegen 

Herr Thorvald STOLTENBERG 

Frau Eldrid NORDB0 

Schweden 

Herr Sten ANDERSSON 

Frau Anita GRADIN 

Liechtensteln 

Herr Hans BRUNHART 

EFTA-Sekretariat . 

Herr Georg REISCH 

11029/90 (Presse 239 - G) 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Ministerin für Handel 

Minis~er für auswärtige Angelegenheiten 

Ministerin für Aussenhandel 

Regierungschef 

Generalsekretär 

D - 9 -
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Die Hegierungen der Mitgliedstaaten und die Kommission der Europäischen 

GemeInschaften waren wie folgt vertreten: 

ßelr;lt:n 

He rr Mark EYSKENS 

Herr P. DE KEERSMAEKER 

Danemark 

Herr J0rgen 0RSTR0M M0LLER 

Deutschland 

Herr Hans-loJerner LAUTENSCHLAGER 

Grlechenland 

Herr Georges PAPOULIAS 

SpanIen 

Herr Pedro SOLBES MIRA 

Fr:lnkrelch 

frau Elisabeth GUIGOU 

I r'limd 

:1err Gerard COLLINS 

ier: ';;.anni DE ~rCHELIS 

i~r:Tacques F. POOS 

1 i 1)': ':1 / ,;) 0 i P re s s e 2 J ') - ,;) 

Minister fUr auswärtige Angelegenheiten 

Staatssekretär [Ur Europalsche Ang~legenhelten 

Staatssekretär im MinIsterIum 
fUr auswärtige Angelegenheiten 

Staatssekretär des Auswartigen Amtes 

Stellvertretender MInister fUr auswartige 
Angelegenheiten 

Staatssekretär fUr die Europäischen 
Gemeinschaften 

Ministerin für europalsche Angelegenheiten 

MinIster fur auswärtlge AngelegenheIten 

Mlnlster tür auswärtIge ,\nlSelegennelten 

J1inlster fur auswärtlge AnlSelegenhelten 
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Niederlande 

Herr H. VAN DEN BROEK 

Herr Piet DANKERT 

Portugal 

Herr Vitor MARTINS 

Vereinigt es Königreich 

Herr Tim SAINSBURY 

Kommlssion 

Herr Jacques DELORS 
Herr F.H.J.J. ANDRIESSEN 

11029/90 (Presse 239 - G) 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Staatssekretär im Ministerium für auswärtige 
Angelegenheiten 

Staatssekretär für die europäische Integration 

Minister für Handel 

o 

o o 

Präsident 
Vizepräsident 
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